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Vorwort 

Rechtsfähige Gesellschaften werden im Rechtsverkehr gegenüber ihren 
Gesellschaftern verselbständigt und natürlichen Personen weitgehend gleich-
gestellt. Andererseits handelt es sich bei ihnen um Rechtsgebilde, die in ihrer 
Willensbildung, ihrem Verhalten und in vermögensmäßiger Hinsicht ganz 
oder teilweise von den hinter ihnen stehenden natürlichen Personen abhängig 
sind. Damit stellt sich bei der Rechtsanwendung auf rechtsfähige Gesellschaf-
ten und ihre Gesellschafter die Frage, ob und wie die Zurechnung eines be-
stimmten, in der Person eines Gesellschafters oder der Gesellschaft gegebe-
nen Umstands zur Gesellschaft und umgekehrt möglich ist bzw. die Gesell-
schaft mit einem einzelnen Gesellschafter ausnahmsweise als rechtliche Ein-
heit betrachtet werden kann. Für diese unter dem Stichwort des Durchgriffs 
diskutierten Rechtsanwendungsprobleme wird in der vorliegenden Untersu-
chung ein einerseits gesellschaftsformübergreifendes und andererseits nach 
dem Zweck und Kontext der jeweils anzuwendenden Rechtsregel differenzie-
rendes Lösungsmodell entwickelt. Es wird herausgearbeitet, daß es danach 
für die etwaige Statusvermittlung, Gesellschafterhaftung, Zurechnung oder 
Identifikation entscheidend auf die unternehmerische Beteiligung und Mit-
wirkung des in den Blick genommenen Gesellschafters am Gesellschaftsun-
ternehmen ankommt. 

Die Arbeit hat im Wintersemester 2001/2002 der Rechtswissenschaftlichen 
Fakultät der Albert-Ludwigs-Universität Freiburg als Habilitationsschrift 
vorgelegen. Besonderen Dank schulde ich meinem verehrten Lehrer, Herrn 
Prof. Dr. Uwe Blaurock, für die vielfältige fachliche und persönliche Förde-
rung während meiner Zeit als Assistent am Institut für Wirtschaftsrecht der 
Universität Freiburg. Herrn Prof. Dr. Gerhard Hohloch bin ich zudem für 
die Erstellung des Zweitgutachtens sehr verbunden. Für die großzügige Ge-
währung eines Habilitandenstipendiums und eines Druckkostenzuschusses 
habe ich der Deutschen Forschungsgemeinschaft herzlich zu danken. Die Ar-
beit widme ich meiner Frau. 

Freiburg, im Frühjahr 2002 Peter Jung 
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Einleitung 

§ 1 Gegenstand und Ziel der Untersuchung 

Gegenstand dieser Arbeit ist die Lösung und Systematisierung der unter-
schiedlichen Rechtsanwendungsprobleme, die durch die Mediatisierung des 
gesellschaftsgebundenen Unternehmers als Unternehmensträger einerseits 
sowie die rechtliche Verselbständigung rechtsfähiger Gesellschaften und ihre 
weitgehende Gleichstellung mit natürlichen Personen im Rechtsverkehr an-
dererseits hervorgerufen werden. Es geht damit zum einen um die Frage, in-
wieweit bestimmte, zunächst nur auf die Gesellschaft als Unternehmensträ-
gerin zu beziehende rechtliche Umstände auch auf den Unternehmergesell-
schafter zu erstrecken sind (3. und 4. Kapitel). Zum anderen wird im Hin-
blick auf die Handlungs- und Persönlichkeitsdefizite1 der rechtsfähigen Ge-
sellschaft zu klären sein, ob und in welcher Form eine dem jeweiligen Rege-
lungszweck entsprechende Rechtsanwendung durch den Rückgriff auf den 
Unternehmergesellschafter als dem personalen Kern und maßgeblichen Ak-
teur der Gesellschaft sichergestellt werden kann und muß (5. und 6. Kapitel). 

Mit dem Unternehmergesellschafter rückt eine Rechtsfigur in das Zentrum 
der Betrachtung, die im Zusammenhang mit der hier zu untersuchenden Pro-
blematik zwar immer wieder in Rechtsprechung und Schrifttum Erwähnung 
findet2, dort jedoch kaum näher beleuchtet wird. Das erste und zweite Kapitel 
der Arbeit sind daher einer umfassenden Beschreibung dieses Gesellschafter-
typs und seiner besonderen Beziehungen zur Gesellschaft gewidmet. Dabei 
wird deutlich werden, daß natürliche Personen, die sich an einer einzigen un-
ternehmenstragenden Gesellschaft mit Unternehmerrisiko und Unterneh-
merinitiative und damit als Unternehmergesellschafter beteiligen, eine auch in 
der gesellschaftsrechtlichen Wirklichkeit von Kapitalgesellschaften ausge-
sprochen weit verbreitete Erscheinung darstellen3. Aufgrund des Bedürfnis-

1 Treffend hat bereits F. Klein, Entwicklungen, S. 56, der Aktiengesellschaft ein „Persön-
lichkeitsproblem" zugeschrieben, das sich aus ihrer Entwicklung zur unpersönlichen Kapital-
gesellschaft einerseits und der wachsenden Bedeutung der Persönlichkeit im Recht anderer-
seits ergebe. 

2 Siehe dazu die zahlreichen Nachweise im 1. Kap. Vor § 1. 
3 Dazu näher unter Hinweis auf empirische Untersuchungen 1. Kap. § 4. 
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ses nach Kapital, unternehmerischer Arbeitsteilung, beschränkter Haftung 

und nach einer Perpetuierung des Unternehmens gehört die zunehmende 

„Vergesellschaftung" des Unternehmertums zu den bedeutendsten Entwick-

lungen des modernen Wirtschaftslebens4 . Die gesellschaftsgebundene Unter -

nehmertätigkeit erscheint dem Unternehmergesellschafter nicht selten als die 

Fortsetzung des einzelkaufmännischen Daseins mit anderen Mitteln5 . Die 

Gesellschaft wird fü r ihn zu einem den wirtschaftl ichen Bedingungen besser 

angepaßten Funktionsgebilde, mit dem er - gegebenenfalls gemeinsam mit 

weiteren Unternehmergesellschaftern - seine unternehmerischen Ziele ver-

folgt6. Bei einem Unternehmergesellschafter vereinigen sich Unternehmerr i -

siko und Unternehmerinitiative7 , eigentumsmäßige Beteiligung und Berufs-

ausübung8 sowie Leitungsmacht und Verantwortung 9 . Für die übrigen Ge-

sellschafter ist der Unternehmergesellschafter nicht nur Mitgesellschafter 10, 

sondern auch unternehmerischer Initiator sowie Garant der verantwortungs-

vol len Leitung 1 1 und der Selbständigkeit12 des Unternehmens. Außenstehen-

den erscheint er vielfach als Personifizierung der Gesellschaft und des Unter -

nehmens 13 . 

Mit dem Unternehmergesellschafter soll ein gesellschaftsformübergreifen-

der Anknüpfungspunkt fü r diejenigen Fälle bereitgestellt werden, in denen 

4 Zur Kollektivierung der klassischen Unternehmerfunktion aus ökonomischer Sicht Hol-
deregger, Die Unternehmung 1988, 220, 224ff.; Redlich, Unternehmer, S. 109 und Liefmann, 
Unternehmungsformen, S. 43ff.; siehe ferner Issing, in: Issing/Leisner, „Kleineres Eigentum", 
S. 36f.; Chlosta, Wesensgehalt, S. 160f.; Badura, FS Rittner, S. 1, 5; Papier, WDStRL 35 
(1977), 55, 87f. und Ottmann, Vereinigungsfreiheit, S. 145. 

5 Vgl. dazu auch für die AG Wiethölter, in: Frankfurter Publizitätsgespräch, S. 49. 
6 Leßmann, AcP 170 (1970), 266, 267; Badura, FS Rittner, S. 1, 6f.; Schwerdtner, Persön-

lichkeitsrecht, S. 119; Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 333; H. Westermann, FS König, 
S. 345, 352 f. 

7 Dazu eingehend 1. Kap. § 3 C. 
8 Dazu näher 2. Kap. § 1 A I 5 sowie 2. Kap. § 3 A II und III. 
9 Dazu nur 1. Kap. § 3 C und 4. Kap. § 1 A II 2-5; zu den besonderen Ausprägungen der 

Finanzierungs- und Wissensverantwortung näher 2. Kap. § 2 B IX bzw. 5. Kap. § 2 B V 2. 
10 So aber Wiedemann, Gesellschaftsrecht Bd. 1, S. 445. 
11 Zu dem von Anlagegesellschaftern in den Unternehmergesellschafter gesetzten Ver-

trauen auch F. Klein, Grundlagen, S. 45 und Lutter, AcP 180 (1980), 84, 126f.; vgl. dazu ferner 
v. Jhering, Zweck Bd. 1, S. 224f. (Rücksichtnahme auf das eigene Interesse als Grundlage ver-
antwortungsvollen Wirtschaftens) und Boerner, Haftung, S. 113ff. (persönliche Haftung als 
Grundlage verantwortungsvoller Unternehmensleitung). 

12 Vgl. zum Zusammenhang zwischen Gesellschafterstruktur und Unternehmenskonzen-
tration nur Großfeld, Aktiengesellschaft, S. 22ff. und 185f. m.w.N. 

13 Siehe dazu auch die Ausführungen zur Sachwalterstellung eines Unternehmergesell-
schafters im 4. Kap. § 2 C II lc aa und cc sowie zur Verknüpfung von Gesellschafts- und Pri-
vatsphäre bei unternehmerischer Beteiligung im 2. Kap. § 1 D; zur Personenbezogenheit einer 
Gesellschaft bei Beteiligung eines Unternehmergesellschafters auch BMJ (Hrsg.), Bericht der 
Unternehmensrechtskommission, Rn. 621 ff. und 992 ff.; vgl. demgegenüber zur vermeintli-
chen Verselbständigung des Unternehmens „an sich" bei Fehlen eines Unternehmergesell-
schafters Rüfner, DVB1. 1976, 689 und Püttner, DÖV 1976, 433, 434. 
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eine dem Regelungszweck entsprechende Rechtsanwendung nur unter 
Durchbrechung der rechtlichen Verselbständigung der Gesellschaft möglich 
ist. Angesichts der unterschiedlichen tatsächlichen Erscheinungsformen eines 
Unternehmergesellschafters und der Vielfalt der zu berücksichtigenden Rege-
lungszwecke kann der Begriff des Unternehmergesellschafters allerdings 
nicht vollständig durch subsumtionsfähige Begriffsmerkmale definiert wer-
den. Die den Begriff prägende Beteiligung mit Unternehmerrisiko und Un-
ternehmerinitiative ist vielmehr mit Hilfe zahlreicher, nicht zwingender, ab-
stufbarer und kompensierbarer Typusmerkmale zu beschreiben14. Der klassi-
fikatorische Typusbegriff des Unternehmergesellschafters dient zudem ledig-
lich dazu, einen Kreis von Gesellschaftern zu erfassen, der die unterneh-
merischen Funktionen der rechtsfähigen Gesellschaft wahrnimmt und damit 
prinzipiell bei einem Durchgriff auf den personalen Kern der Gesellschaft in 
Betracht zu ziehen ist. Letztlich ist es jedoch eine Frage des jeweiligen Rege-
lungszwecks und Regelungszusammenhangs, ob und wie dieser Durchgriff 
erfolgt. Dabei kann zum einen das Bedürfnis nach rechtssicherer und einfa-
cher Handhabung eine schematische Erfassung von Unternehmergesellschaf-
tern gebieten. Zum anderen mag der Durchgriff eine besondere Beziehung 
des Unternehmergesellschafters zur Gesellschaft voraussetzen, so daß es nur 
auf einen bestimmten Aspekt der gesellschaftsgebundenen Unternehmertä-
tigkeit ankommt und vielfach nur ein Teil der Unternehmergesellschafter die 
damit regelmäßig verbundenen spezifischen Anforderungen erfüllt15. 

Mit diesem typologischen Ansatz verfolgt die Arbeit das Ziel, die durch 
eine ausufernde Kasuistik gekennzeichnete Durchgriffsproblematik soweit 
wie möglich unter einheitlichen Wertungsgesichtspunkten in Fallgruppen zu 
ordnen, ohne dabei auf die durch die unterschiedlichen Regelungszwecke ge-
botenen Differenzierungen zu verzichten. Die gesellschaftsformübergrei-
fende Betrachtung wurde gewählt, weil sich die durch die rechtliche Verselb-
ständigung von Gesellschaften aufgeworfenen Fragen bei allen rechtsfähigen 
Gesellschaften in prinzipiell gleicher Weise stellen. Damit sollen keinesfalls 
die offen zu Tage liegenden Rechtsformunterschiede und ihre Auswirkungen 
auf die Lösung der konkreten Rechtsanwendungsprobleme unberücksichtigt 
bleiben. Es geht vielmehr darum, den Blick für bestehende Gemeinsamkeiten 
zu schärfen und die überkommenen schematischen Differenzierungen zwi-
schen Personen- und Kapitalgesellschaften sowie zwischen Organmitgliedern 
und Nur-Gesellschaftern im Bereich der Durchgriffsproblematik einer kriti-
schen Überprüfung zu unterziehen. Während damit die Darstellung zum ei-
nen an die Lehre von der Einheitlichkeit der Mitgliedschaft16 anknüpft und 

14 Dazu eingehend 1. Kap. § 1 und § 3 C. 
15 Siehe dazu allgemein 1. Kap. § 3 C III lb und 2. 
16 Dazu nur Lutter, AcP 180 (1980), 84ff.; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 3 III 2 und 

§§ 19ff.; krit. im Hinblick auf die Vernachlässigung von Funktionsunterschieden zwischen ein-
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versucht, den Durchgriff als ein allgemeines Element der unternehmerischen 
Verbandsmitgliedschaft und der Relativität der Verselbständigung rechtsfähi-
ger Gesellschaften zu erforschen, basiert sie zum anderen auf der grundlegen-
den Differenzierung zwischen der unternehmerischen und der anlageorien-
tierten Verbandsmitgliedschaft17. 

§ 2 Einführung in die Problematik der Untersuchung 

Die ausnahmsweise Transparenz der Gesellschaft bei unternehmerischer 
Beteiligung bildet eine Korrektur des sog. Trennungsprinzips, d.h. der tat-
sächlichen und rechtlichen Verselbständigung der rechtsfähigen Gesellschaft 
gegenüber ihren Gesellschaftern. Dabei geht es entweder nur in tatsächlicher 
Hinsicht um Ausnahmen von der grundsätzlichen Unbeachtlichkeit der per-
sönlichen Verhältnisse der Gesellschafter für die Gesellschaft (notwendiger 
Zurechnungsdurchgriff) oder auch in rechtlicher Hinsicht um Durchbre-
chungen der durch ihre Rechtsfähigkeit begründeten rechtlichen Verselbstän-
digung der Gesellschaft (Statuszurechnung, Haftungsdurchgriff, ergänzender 
Zurechnungsdurchgriff, Identifikationsdurchgriff). 

A. Der Durchgriff als Folge der widersprüchlichen Natur 
rechtsfähiger Gesellschaften 

Mit dem Begriff der rechtsfähigen Gesellschaft sollen in dieser Arbeit zu-
nächst alle diejenigen Gesellschaften erfaßt werden, die kraft Gesetzes mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit (§ 1 Abs. 1 S. 1 AktG), Rechtsfähigkeit (§§21 f. 
B G B ) bzw. als solche mit eigenen Rechten und Pflichten (§13 Abs. 1 
GmbHG) ausgestattet sind und daher unbestritten als juristische Personen 
gelten. Daneben werden aber auch alle jedenfalls nach der ursprünglichen 
Konzeption des B G B und H G B sowie der ganz herrschenden Meinung als 

zelnen Gesellschaftsformen und insbesondere der Kapitalsammeifunktion der Aktiengesell-
schaft sowie des daraus abzuleitenden Bedürfnisses nach Kapitalanlegerschutz Mülbert, Akti-
engesellschaft, S. 70 f. 

17 Zu dieser Differenzierung etwa auch Wiedemann, Gesellschaftsrecht Bd. 1, S. 103 f. und 
488f.; vgl. demgegenüber die konzernrechtliche Differenzierung zwischen dem Privat- oder 
Unternehmergesellschafter und dem Unternehmensgesellschafter (dazu näher 1. Kap. § 3 D), 
die Differenzierung zwischen der Mitgliedschaft in Personengesellschaften und derjenigen in 
juristischen Personen bei Flame, BGB-AT 1/2, S. 258ff. sowie die Unterscheidung zwischen 
der Mitgliedschaft in personalistisch und kapitalistisch strukturierten Gesellschaften etwa bei 
Immenga, Kapitalgesellschaft, S. 15 ff. und passim sowie Friedewald, Aktiengesellschaft, 
S. 1 ff. und passim. 
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Gesamthandsgesellschaften zu qualifizierenden Gesellschaften einbezogen, 
die als solche gesetzlich (§§ 124 Abs. 1, 161 Abs. 2 H G B , § 7 Abs. 2 PartGG) 
oder richterrechtlich mit der Fähigkeit ausgestattet sind, Rechte zu erwerben 
und Verbindlichkeiten einzugehen, und daher im Sinne der Legaldefinition 
des § 14 Abs. 2 B G B als rechtsfähige Personengesellschaften und nicht als ju-
ristische Personen anzusehen sind (vgl. auch §§ 1059a Abs. 2, 1098 Abs. 3 
B G B , 11 Abs. 2 Nr. 1 InsO und § 7 Nr. 3 MarkenG). 

Die verschiedenen Durchgriffsprobleme sind untrennbar mit der wider-
sprüchlichen Natur aller rechtsfähigen Gesellschaften verbunden. Als überin-
dividuelle Wirkungseinheiten und infolge der ihnen verliehenen Rechtsfähig-
keit werden rechtsfähige Gesellschaften nämlich einerseits im Rechtsverkehr 
gegenüber den Gesellschaftern in personeller und vermögensrechtlicher Hin-
sicht verselbständigt (sog. Trennungsprinzip) sowie den natürlichen Personen 
als Zuordnungssubjekt von Rechtssätzen weitgehend gleichgestellt (sog. 
Gleichstellungsprinzip). Andererseits handelt es sich bei ihnen jedoch um 
Wirkungseinheiten, die in tatsächlicher Hinsicht nur zum Teil verselbständigt 
und in vielfältiger Weise von den hinter ihnen stehenden Personen abhängig 
sind18. Eine rechtsfähige Gesellschaft kann die ihr von den Gesellschaftern 
und der Rechtsordnung zugedachte Funktion daher vielfach nur dann ange-
messen erfüllen, wenn man nicht nur die persönlichen Verhältnisse ihrer Or-
gane und rechtsgeschäftlichen Vertreter, sondern in teilweiser Abkehr vom 
Trennungsprinzip auch diejenigen ihrer Gesellschafter mit in die Betrachtung 
einbezieht19. Es wird damit zur zentralen Frage aller rechtsfähigen Gesell-
schaften, unter welchen Bedingungen und in welcher Form ihr die Verhält-
nisse einer zu ihrem personalen Kern gehörenden natürlichen Person zuge-
schrieben werden und umgekehrt20. 

18 Siehe zu den verschiedenen, an dieser Stelle nicht nochmals zu referierenden Deutungen 
der Natur juristischer Personen die eingehenden Darstellungen bei H.J. Wolff, Organschaft 
und Juristische Person Bd. 1, S. lff . und Rittner, Die werdende juristische Person, S. 180ff. 

19 Siehe dazu auch die Kritik von Stampe, J W 1922, 517, 518 an der Verabsolutierung des 
Trennungsprinzips bei der juristischen Person: „...; die juristische Person hat ja nur einen 
Platz, den sie mit vollem Recht in Anspruch nehmen kann: v. Jherings Begriffshimmel. Hier 
auf Erden ist sie nur als Hindernis brauchbarer Rechtssätze wirksam gewesen; . . ." ; krit. zu 
dem daraus sich ergebenden Schwebezustand zwischen Anerkennung und Nichtanerkennung 
der juristischen Person und für die ausnahmslose Verselbständigung der juristischen Person als 
einem mit ihren Mitgliedern lediglich durch Rechtsbeziehungen verbundenen Rechtssubjekt 
jedoch Wilhelm, Rechtsform, S. 11 ff. und passim. 

20 So auch bereits für die juristische Person Kelsen, Reine Rechtslehre, S. 180. 
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I. Die Verselbständigung der rechtsfähigen Gesellschaft 
gegenüber ihren Gesellschaftern 

1. Die tatsächliche Verselbständigung 

Es gehört zum Wesen aller und damit auch der rechtsfähigen Gesellschaf-
ten, daß sie zur Verwirklichung eines eigenen Zwecks gegründet werden, der 
sich von den individuellen Zwecken der Gesellschafter unterscheidet (vgl. 
§ 705 B G B ) 2 1 . D i e Verwirklichung dieses überindividuellen Zwecks mit Hilfe 
eines von den Vermögen der Gesellschafter getrennten Gesel lschaftsvermö-
gens, durch eine von den einzelnen Gesellschaftern und Organmitgl iedern 
zwar prozessual abhängige, jedoch in ihrem Ergebnis eigenständige Willens-
bildung sowie durch entsprechende Rechtshandlungen der Organe und 
rechtsgeschäftl ichen Vertreter läßt die Gesellschaft nicht nur rechtlich, son-
dern auch tatsächlich als eine mehr oder weniger eigenständige Vermögens- 2 2 , 
Willens-2 3 und Aktionseinheit 2 4 in Erscheinung treten. Dies gilt nicht nur ge-
genüber Dri t ten, sondern auch im Verhältnis zu den Gesellschaftern. Mag es 
noch möglich sein, dem reinen Rechtsbegri f f der juristischen Person aufgrund 
der Vielfalt der von ihm erfaßten Erscheinungsformen ein bestimmtes reales 
und ihr Wesen prägendes Substrat abzusprechen und ihn lediglich als eine 
konstruktive Abbreviatur zur besseren Erfassung eines komplexen Sachver-
halts von Tatbeständen, Beziehungen und N o r m e n anzusehen2 5 oder auf die 
b loße Vermögensfähigkeit zu reduzieren2 6 , kann über die dem Recht vorgege-
bene tatsächliche Erscheinung der Gesellschaft als einer gegenüber ihren G e -
sellschaftern verselbständigten Zweckverwirkl ichungseinheit nicht ohne wei-
teres hinweggegangen werden. 

21 Zur überindividuellen Zweckverfolgung als dem gemeinsamen Wesenskern natürlicher 
und juristischer Personen etwa Jellinek, Allgemeine Staatslehre3, S. 169ff.; für die juristische 
Person Rittner, Die werdende juristische Person, S. 211 f. und allgemein für alle rechtsfähigen 
Gesellschaften auch Flume, FS L. Raiser, S. 27, 29f. 

22 Zum Zweckvermögen als dem realen Substrat der juristischen Person siehe insbesondere 
Brinz, Pandekten Bd. 1, §§ 60f. und Bd. 3 §§ 432ff.; Bekker, System Bd. 1 §§ 41 f. und in neue-
rer Zeit Wiedemann, WM 1975 Beilage Nr. 4, S. 8 ff. u.a. unter Hinweis auf BGH v. 30.1.1956 
BGHZ 20,4,12. 

23 Siehe dazu für die juristische Person etwa Savigny, System Bd. 2, S. 283; Kau, Persönlich-
keitsschutz, S. 95 f.; Larenz/M. Wolf, BGB-AT, § 9 Rn. 11; eingehend zur Lehre vom Gesamt-
willen Nass, Person, S. 42ff.; krit. allerdings v. Gierke, Genossenschaftstheorie, S. 47f. (einer 
Gesellschaft fehle es „in Wahrheit an einer von den verbundenen Individuen abgelösten Wil-
lenseinheit"). 

24 v. Gierke, Genossenschaftstheorie, S. 614 ff.; Rittner, Die werdende juristische Person, 
S. 211 f. 

25 So etwa Kelsen, Reine Rechtslehre, S. 193 f.; H.J. Wolff, Organschaft und Juristische Per-
son Bd. 1, S. 207ff. und Bd. 2, S. 280ff. und Müller-Freienfels, AcP 156 (1957), 522, 529; krit. 
Rittner, Die werdende juristische Person, S. 202. 

26 Siehe dazu etwa Savigny, System Bd. 2, S. 236f. und 238f. 
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2. Die rechtliche Verselbständigung 

a) Die Rechtsfähigkeit als Grundlage des Trennungs-
und Gleichstellungsprinzips 

Als Grundlage der rechtlichen Verselbständigung einer Gesellschaft wird 
nach herkömmlicher Auffassung im deutschen R e c h t neben ihrer tatsächli-
chen Verselbständigung ihre Anerkennung als juristische Person betrachtet2 7 . 
Mit §§ 1 4 , 1 0 5 9 a Abs . 2, 1098 Abs . 3 B G B , § 105 Abs . 2 H G B , §§ 190 Abs . 1, 
191 Abs . 2 Nr . 1, 202 Abs . 1 Nr . 1 U m w G und den neueren Gesamthandsleh-
ren, die zumindest die Personenhandelsgesellschaften (§ 124 H G B , Art . 1 
Abs . 2 E W I V - V O ) und die Partnerschaftsgesellschaft (§ 7 Abs . 2 P a r t G G ) 
rechtlich in vergleichbarer Weise als gegenüber ihren Mitgliedern verselbstän-
digt ansehen28 , ist dies jedoch nicht mehr zu vereinbaren. Es beginnt sich da-
her mit R e c h t die Ansicht durchzusetzen, daß die rechtliche Verselbständi-
gung einer Gesellschaft keine Frage der formellen Zugehörigkeit zum nume-
rus clausus der juristischen Personen bzw. der damit nach traditioneller Auf -
fassung verbundenen Rechtspersönlichkeit ist, sondern von der bei den 
juristischen Personen wie den Gesamthandsgesellschaften jeweils festzustel-
lenden Fähigkeit abhängt, (best immte) eigene Rechte zu erwerben und Ver-
bindlichkeiten einzugehen. Insoweit wird die Gesellschaft nämlich bereits als 
Zuordnungssubjekt von Rechtssätzen im Rechtsverkehr gegenüber ihren G e -
sellschaftern aus Gründen der rechtstechnischen Vereinfachung verselbstän-
digt und den natürlichen Personen als den geborenen Trägern von Rechten 
und Pflichten gleichgestellt29 . N i c h t die fiktive Rechtsnatur der juristischen 
Person und ihre Rechtspersönlichkeit , sondern die Verleihung der Rechtsfä-
higkeit durch den Gesetzgeber an juristische Personen (§ 1 Abs . 1 S. 1 A k t G , 
§ 1 3 Abs . 1 G m b H G , § § 2 1 f . B G B ) sowie Personenhandelsgesellschaften 
(§ 124 Abs . 1 H G B ) und die Partnerschaftsgesellschaft (§ 7 Abs . 2 P a r t G G ) 
bildet daher den Ausgangspunkt für die von den persönlichen Verhältnissen 
ihrer Gesellschafter unabhängige rechtliche Behandlung der Gesellschaft . 
Dies gilt auch für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts , soweit man diese mit 

27 Dazu etwa Kelsen, Reine Rechtslehre, S. 178ff.; M. Wolff, Law Quaterly Review 1938, 
494, 505 ff.; Rittner, Die werdende juristische Person, S. 229; Larenz/M. Wolf, BGB-AT, § 9 
Rn. 11; U. Huber, FS Lutter, S. 107ff.; Ulmer, ZIP 2001, 585, 588. 

28 Flume, BGB-AT 1/1, S. 93; K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 8 III; Raiser, FS Zöllner 
Bd. 1, S. 469, 474ff.; Hohloch, in: Hohloch (Hrsg.), EU-Handbuch Gesellschaftsrecht, 
Deutschland, Rn. 74; Mülhert, AcP 199 (1999), 38, 43ff.; Wiedemann, WM 1975 Beilage Nr. 4, 
S. 28 f. 

29 Siehe dazu insbesondere K. Schmidt, Gesellschaftsrecht, § 8 IV 1 und § 9 I 2 x,John, AcP 
185 (1985), 226; Rehbinder, FS R. Fischer, S. 579f.; Wiedemann, WM 1975 Beilage Nr. 4, S. 33; 
Hachenburg/Hüffer, § 47 Rn. 130; Raupach, Durchgriff, S. 44f.; zu diesbezüglichen Gemein-
samkeiten zwischen juristischen Personen und Gesamthandsgemeinschaften auch Flume, FS 
L. Raiser, S. 27,31. 
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der nunmehr herrschenden Meinung entgegen der ursprünglichen gesetzli-

chen Konzept ion (vgl. §§ 54, 714 , 7 1 8 f . B G B ) als eigenständige Einheit im 

Rechtsverkehr behandelt30. 

Der anhaltende Streit um die Anerkennung der Personenhandelsgesell-

schaften und der im Rechtsverkehr eigenständig auftretenden Gesellschaften 

des bürgerlichen Rechts als juristische Personen3 1 , der angesichts der zur Zeit 

v o m Gesetzgeber (z.B. §§ 14, 21 f., 54, 1059 BGB, 11 InsO) und der Recht-

sprechung32 vorgegebenen dreifachen Unterscheidung zwischen natürlichen 

Personen, juristischen Personen und rechtsfähigen Personengesellschaften 

nur de lege ferenda geführt werden kann, hat daher fü r die prinzipielle Reich-

weite des Trennungs- und Gleichstellungsprinzips wie auch der Durchgri f fs -

problematik keine Bedeutung33 . Maßgeblich ist insoweit nur, inwieweit der 

jeweiligen Gesellschaft als solche Rechte und Pflichten zugeordnet werden 

und inwieweit sie tatsächlich und organisationsrechtlich gegenüber ihren Ge-

sellschaftern verselbständigt ist. Im Rahmen der einzelnen Fallgruppen des 

Durchgri f fs wird noch näher darauf einzugehen sein, daß die weit verbreitete 

Dif ferenzierung zwischen dem „Durchgrif f" auf Gesamthandsgesellschafter 

und demjenigen auf die Gesellschafter juristischer Personen zu fragwürdigen 

Ergebnissen führt , die angesichts der weiten Verbreitung kapitalistischer Per-

sonengesellschaften und personalistischer Kapitalgesellschaften auch nicht als 

Folge einer rechtssicheren Typisierung durchgrif fsfreundlicher (Mitunter-

nehmergemeinschaft) und durchgriffsfeindlicher (Anlegergesellschaft) Real-

strukturen gerechtfertigt werden können. Mit dieser prinzipiellen Gleichbe-

30 Vgl. etwa zur grundsätzlichen Rechts- und Parteifähigkeit der (Außen-)GbR BGH v. 
29.1.2001 NJW 2001, 1056ff.; bestätigt durch BGH v. 18.2.2002 ZIP 2002, 614; zur Scheckfä-
higkeit der GbR BGH v. 15.7.1997 NJW 1997, 2754f. und zur Fähigkeit, sich an einer anderen 
GbR zu beteiligen BGH v. 2.10.1997 ZIP 1997, 2120, 2121; zur fehlenden Grundbuchfähigkeit 
der GbR OLG Düsseldorf v. 5.3.1997 WM 1997, 2032, 2033 f.; zur fehlenden Markenfähigkeit 
der GbR BGH v. 24.2.2000 GRUR 2000, 1028, 1029; zur WEG-Verwalter-Unfähigkeit der 
GbR BGH v. 18.5.1989 BGHZ 107,268,272; vgl. zur identitätswahrenden Umwandlung einer 
Kapitalgesellschaft in eine GbR nunmehr § 191 Abs. 2 Nr. 1 UmwG; zur Rechtsfähigkeit der 
GbR siehe insbesondere Kaiser, AcP 199 (1999), 104, 142 (Rechtsfähigkeit der Gesellschaft); 
Ulmer, AcP 198 (1998), 113, 114ff.; U. Huber, FS Lutter, S. 107, 122ff. (Rechtsfähigkeit der 
Gesamtheit der aktuellen Gesellschafter); Mülbert, AcP 199 (1999), 38, 43 ff. (quantitative Teil-
rechtsfähigkeit der BGB-Außengesellschaft) und Wertenbruch, Haftung, S. 211 f. (Rechtsfä-
higkeit im Außenverhältnis); zur (kollektiven) Rechtsfähigkeit der Gesamthandsgesellschaften 
(als Gruppe) auch bereits v. Gierke, Deutsches Privatrecht Bd. 1, S. 682 und Flume, ZHR 136 
(1972), 177, 193; krit. zur Rechtsfähigkeit zuletzt etwa Zöllner, FS Gernhuber, S. 563, 566ff. 

31 Siehe dazu zuletzt nur Kaiser, AcP 199 (1999), 104, 121 ff. und ders., FS Zöllner Bd. 1, 
S. 469, 482ff. (befürwortend) und Ulmer, AcP 198 (1998), 113, 119ff. (ablehnend). 

32 Siehe dazu die Nachweise in Fn. 30. 
33 A.A. U. Huber, FS Lutter, S. 107, 113f. und Ulmer, ZIP 2001, 585, 588, die im Einklang 

mit der traditionellen Lehre für die mit Rechtspersönlichkeit ausgestatteten juristischen Perso-
nen vom Trennungsprinzip und bei sämtlichen Gesamthandsgesellschaften von der Identität 
der Gesellschaft mit der Gesamtheit ihrer jeweiligen Mitglieder und darauf aufbauend von ei-
ner grundsätzlichen Transparenz der Gesamthandsgesellschaften ausgehen. 
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handlung aller rechtsfähigen Gesellschaften in der Frage des Trennungs- und 
Gleichstellungsprinzips wird zwar der Unterschied zwischen rechtsfähigen 
Gesamthandsgesellschaften und juristischen Personen in einem wesentlichen 
Punkt verringert, doch bedeutet dies nicht, daß er damit in einer der aktuellen 
Gesetzeslage widersprechenden Weise gänzlich aufgehoben wäre34. 

Mit der Erstreckung des Trennungs- und Gleichstellungsprinzips auf die 
rechtsfähigen Personengesellschaften ist auch lediglich die Abkehr von einem 
zentralen Bestandteil der klassischen Gesamthandsdoktrin als einem Denk-
modell, nicht jedoch die Mißachtung zwingender gesetzlicher Vorgaben ver-
bunden. Denn das Gesetz spricht an keiner Stelle von einer Transparenz der 
rechtsfähigen Personengesellschaften und legte dieses Prinzip lediglich bei 
der seinerzeit noch nicht als rechtsfähig angesehenen Innen- und Außenge-
sellschaft bürgerlichen Rechts zugrunde. Die bei gegebener Rechtsfähigkeit 
(§ 124 Abs. 1 H G B ) zwingend angeordneten vereinzelten Durchbrechungen 
der Trennung der rechtsfähigen Personengesellschaft von ihren Gesellschaf-
tern (z.B. § 128 H G B ) sprechen nicht gegen dessen Erstreckung auf alle 
rechtsfähigen Gesellschaften, sondern bestätigen vielmehr wegen ihres Aus-
nahmecharakters und der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung die Regel der 
rechtlichen Verselbständigung dieser Gesellschaften. 

b) Rechtfertigung des Trennungs- und Gleichstellungsprinzips 

Die Rechtsfähigkeit einer Gesellschaft bildet zwar die Grundlage des Tren-
nungs- und Gleichstellungsprinzips, doch folgen diese im Gesetz nur verein-
zelt verankerten (z.B. § 13 Abs. 2 GmbHG, Art. 19 Abs. 3 GG) Prinzipien 
keineswegs zwingend aus der Verleihung der Rechtsfähigkeit. So wäre es 
durchaus denkbar, daß die rechtsfähige Gesellschaft ihre Rechte und Pflichten 
nicht getrennt von ihrem personalen Kern, sondern mit diesem als ideale Wir-
kungseinheit vereint erlangt, wie dies auch vielfach bei den Gesamthandsge-
sellschaften35 und vereinzelt bei den juristischen Personen36 angenommen 
wird. Außerdem könnte die Anerkennung der rechtsfähigen Gesellschaft als 

34 Vgl. dazu nur die Liste der auch nach der Entscheidung B G H v. 29.1.2001 N J W 2001, 
1056 ff. (bestätigt durch B G H v. 18.2.2002 ZIP 2002, 614) fortbestehenden Unterschiede zwi-
schen juristischen Personen und (rechtsfähigen) Gesamthandsgesellschaften bei Ulmer, ZIP 
2001, 585, 588; vgl auch Lamprecht, Zulässigkeit, S. 67 ff. 

35 Zur automatischen Berücksichtigung von Eigenschaften der Gesamthänder als ideellem 
Teil der Gesellschaft siehe generell etwa R G v. 21.2.1899 RGZ 43, 104, 106 und B G H v. 
16.2.1961 B G H Z 34, 293, 296f. („Die Personalgesellschaft ist von der Persönlichkeit der Ge-
sellschafter nicht zu trennen. ... Soweit es für die Rechtswirksamkeit, Anfechtbarkeit oder 
Rechtsfolgen von Geschäften der Gesellschaft auf persönliche Beziehungen, Kenntnisse oder 
Verhältnisse der Vertragspartner ankommt, genügen die entsprechenden Umstände in der Per-
son eines einzelnen Gesellschafters.") sowie Wiedemann, W M 1975 Beilage Nr. 4, S. 29f.; zu 
Einzelfragen siehe die jeweiligen Nachweise im 5. Kap. § 2 B. 

36 Flame, B G B - A T 1/2, S. 67ff. und O. Kuhn, Strohmanngründung, S. 202ff. 



10 Einleitung 

einem Zuordnungssubjekt von Rechtssätzen etwa auf den vermögensrechtli-
chen Bereich beschränkt werden37. Das Trennungs- und das Gleichstellungs-
prinzip rechtfertigen sich jedoch als die rechtstechnisch und rechtspolitisch 
überzeugendsten Denkmodelle zur Erfassung der rechtsfähigen Gesellschaf-
ten, für die es letztlich kein Patentrezept gibt. Sie haben sich daher auch so-
weit ersichtlich in allen Rechtsordnungen für die Kapitalgesellschaften und 
teilweise auch für die Personengesellschaften durchgesetzt38. 

Das Trennungsprinzip bedeutet nicht nur eine erhebliche Erleichterung für 
die Geschäftsabwicklung und Rechtsanwendung39, da man diese aufgrund der 
vermögensmäßigen und organisatorischen Verselbständigung der rechtsfähi-
gen Gesellschaft in der Mehrzahl der Fälle auch ohne Rückgriff auf die Ge-
sellschafter angemessen sicherstellen kann. Die Verselbständigung der Gesell-
schaft und der für sie pflichtgebunden handelnden Fremdorgane gegenüber 
den Gesellschaftern dient darüber hinaus in vielen Fällen dem Schutz der 
Minderheitsgesellschafter und Gesellschaftsgläubiger und eröffnet anderer-
seits den Gesellschaftern die Möglichkeit, ihre Privatsphäre von der Gesell-
schaftssphäre zu trennen und sich auf diese Weise bis hin zum Rechtsmiß-
brauch einen Freiraum gegenüber dem Staat und gleichgeordneten Rechts-
subjekten zu verschaffen40. Würde man demgegenüber die rechtsfähige Ge-
sellschaft mit ihrem personalen Kern als ideale Wirkungseinheit auch recht-
lich identifizieren, wäre man immer wieder dazu gezwungen, die weitgehende 
rechtliche Unbeachtlichkeit der persönlichen Verhältnisse eines jeden Gesell-
schafters eigens zu begründen, um der tatsächlichen Verselbständigung der 
Gesellschaft gerecht zu werden41. 

Das Prinzip der Gleichstellung42 der rechtsfähigen Gesellschaft mit der na-
türlichen Person als einem Zuordnungssubjekt von Rechtssätzen durch be-

37 Vgl. dazu für die juristische Person Savigny, System Bd. 2, S. 236f. und 238f.; mit Recht 
krit. Wiedemann, WM 1975 Beilage Nr. 4, S. 10. 

38 Siehe rechtsvergleichend zum Trennungsprinzip und Durchgriff etwa Bastid (Hrsg.), La 
personnalité morale et ses limites, Paris 1960; Simonart, La personnalité morale en droit privé 
comparé - L'unité du concept et ses applications pratiques - Allemagne, Angleterre, Belgique, 
Etats-Unis, France, Italie, Pays-Bas et Suisse, Bruxelles 1995. 

39 Für die juristische Person wurde das Trennungsprinzip vom BVerfG v. 24.1.1962 
BVerfGE 13, 331, 338 ff. als ein tragendes Prinzip der Zivilrechtsordnung bestätigt. 

40 Zur Rechtsfähigkeit als einem Freiheitselement siehe auch K. Schmidt, Gesellschafts-
recht, § 8 I 1; zur Trennung von Gesellschafts- und Gesellschaftersphäre siehe nur Larenz/ 
M. Wolf, BGB-AT, § 9 Rn. 10; krit. Fuchs, LZ 1923, Sp. 525: „Es gibt ein Zaubermittel, durch 
das jemand ... einer Reihe von zwingenden Normen eine Nase drehen kann. ... Das zauber-
hafte Wunderding aber ist die mißbräuchliche Ausnutzung der Rechtseinrichtung der 
GmbH." . 

41 Siehe dazu auch die Ausführungen von Flume, BGB-AT 1/2, S. 67ff. 
42 Siehe dazu für „erlaubte Gesellschaften" ausdrücklich § 26 S. 2 ABGB: „Im Verhältnisse 

gegen andere genießen erlaubte Gesellschaften in der Regel gleiche Rechte mit den einzelnen 
Personen"; für das deutsche Recht siehe nur Serick, Rechtsform, S. 213 und Rittner, Die wer-
dende juristische Person, S. 218ff. 
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- als Organ 3 63 ff. 
- als Störer 444 f. 
- als Teilnehmer 389 
- aufgrund einer Insolvenzverschlep-

pung 433 ff. 
- aufgrund einer Verletzung mitglied-

schaftlicher Treuepflichten 3 73 ff. 
- aufgrund einer Verletzung von Ver-

kehrssicherungspflichten 429 ff. 
- aufgrund eines Eingriffs in den Ge-

werbebetrieb 387f. 

- aufgrund eines Unterlassens 357f. 
- aufgrund formeller Unterkapitalisie-

rung 380ff. 
- Ausgleichshaftung 380ff. 
- bei Sphärenvermischung 441 ff. 
- bei Unterkapitalisierung 438ff.; 

445 ff.; 464ff. 
- bei Unternehmensaufspaltung 444 
- culpa in contrahendo 407 ff. 
- Delikt 384ff.; 390ff.; 427ff. 
- Durchgriffshaftung 459ff. 
- Ermessen 355 
- gesetzliche Haftungsbeschränkung 

341 f. 
- Korrespondenz von Herrschaft und 

Haftung 342 ff. 
- Korrespondenz von Leitungsmacht 

und Verantwortung 345f. 
- Korrespondenz von Nutzen und 

Nachteil 346 f. 
- Kompetenzordnung 354 
- Prospekthaftung 416ff. 
- Rechtsscheinhaftung 421 ff. 
- Stimmrechtsprivileg 350ff. 
- Verfassungsrecht 340 
- Verhaltensmotive 359 
- Vertrauenshaftung 421 ff. 
Haftungsdurchgriff 
- Durchgriffshaftung 459 ff. 
- umgekehrter 170 
Haftungsgemeinschaft 653 ff. 
Haftungskontinuität 673 f. 
Handelsrecht 
- analoge Anwendung 284 ff. 
- Handelsbrauch 287f. 
- Handelsgewohnheitsrecht 287f. 
- Kaufmannsähnlichkeit des Unterneh-

mergesellschafters 284ff. 
- Kaufmannseigenschaft des Unterneh-

mergesellschafters 278 ff. 
Handlungseinheit 591 f. 
Herbeiführung des Versicherungsfalls 

650 ff. 
Herrschaft und Haftung 342 ff. 

Identifikationsdurchgriff 590ff. 
- absolute Willensgemeinschaft 637ff. 
- Arbeitnehmerzusammenrechnung 

672 
- arglistige Täuschung 648 ff. 
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- Ausschließung und Ablehnung von 
Richtern 626 ff. 

- Bauwerksicherungshypothek 653 ff. 
- Bedingungseintritt bzw.-ausfall 646 f. 
- Boykott 636 
- Drittwiderspruchsklage 659ff. 
- Erfüllungsgemeinschaft 663 ff. 
- Geschädigtengemeinschaft 670 f. 
- Gesellschaftsprozeß 624 ff. 
- Gutglaubensschutz 63 7 ff. 
- Haftungskontinuität 673 f. 
- Handlungseinheit 591 f.; 646ff. 
- Interesseneinheit 592; 596ff. 
- Maklerleistungen 616 ff. 
- Methodik 595 f. 
- Nebenintervention 624 ff. 
- Organkredite 612 ff. 
- Parteivernehmung 630ff. 
- Rechtsberatung 634 ff. 
- Schuld- und Haftungsgemeinschaft 

653 ff. 
- Selbstkontrahierungsverbot 606 ff. 
- Stimmverbotstatbestände 596 ff. 
- Unternehmergesellschafter mit der 

Gesellschaft 593 ff. 
- Verfolgtengemeinschaft 670 
- Vermögenseinheit 592 
- Versicherungsfall 650 
- Vorkaufsrecht 644 f. 
- Willensbildungseinheit 591 f.; 596 ff. 
- Wirtschaftsgemeinschaft 668 ff. 
- Zeugenvernehmung 630ff. 
- Zweck 593 f. 
- Zwecknachfolge 674 
- zweier Rechtsträger über einen Un-

ternehmensgesellschafter 671 ff. 
Innenpublizität 252 ff. 
Insolvenz 
- der Gesellschaft 177 f. 
- des Unternehmergesellschafters 177 f. 
- Insolvenzanfechtung 530ff. 
- Insolvenzverschleppung 433 ff. 
Interessen 
- der Gesellschaft 182 ff. 
- der Mitgesellschafter 376 
- des Unternehmergesellschafters 

181 ff. 
- des Unternehmens 188 ff. 
Interesseneinheit 592; 596 ff. 

Kapitalersetzende Leistungen siehe Ei-
genkapitalersatz 

Kaufmannseigenschaft 278 ff. 
Kleinbeteiligte 450ff. 
Kontrolltheorie 571 ff. 
Korrespondenz von Herrschaft und 

Haftung 342 ff. 
Korrespondenz von Leitungsmacht und 

Verantwortung 345 f. 
Korrespondenz von Nutzen und Nach-

teil 346 f. 
Kriegsgesellschaften 668 f. 

Liquidation auf kaltem Wege 221 

Maklerleistungen 616 ff. 
Materielle Unterkapitalisierung 

464 f. 
Menschenwürde 501 ff. 
Mitbestimmung 672 
Mitgesellschafter 
- Bestimmung durch Unternehmerge-

sellschafter 81 ff. 
- Interessen 376 
- Schadensersatzansprüche 390ff. 
Mitunternehmerschaft 41 ff.; 140 f. 
Mitverpflichtung der Gesellschaft 

664 f. 

Nebenintervention 624 ff. 
Nebenleistungspflichten 174 
Nominelle Unterkapitalisierung 445 ff. 
Notwendiger Zurechnungsdurchgriff 

489f.; siehe auch Zurechnung 

Obliegenheitsverletzung im Versiche-
rungsrecht 650ff. 

Organbesitz 547ff. 
Organhaftung 3 63 ff. 
Organkredite 612 ff. 
Organtheorie 486 f.; 534 ff. 

Paketzuschlag 215 f. 
Parteivernehmung 630ff. 
Persönlichkeitsrecht 237ff.; 506ff.; 

514f. 
Personaler Bezug 
- Anteilseigentum 146ff.; 233ff. 
- Berufsfreiheit 228 
Pfändungsschutz 515 ff. 
Privatgesellschafter 98 ff. 
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Prospekthaftung 416 ff. 
Prozeßkostenhilfe 561 ff. 
Publizität 242 ff. 

Rechnungslegungspublizität 246 ff. 
Recht auf informationelle Selbstbestim-

mung 238ff. 
Rechtsberatung 634 ff. 
Rechtsfähigkeit 
- Gesamthand 4 f.; 7 ff. 
- Gesellschaft 4 f.; 7 ff. 
- Trennungsprinzip 5; 7ff. 
Rechtsschein 421 ff. 
Repräsentantenverhalten 543 ff. 
Richteramt 
- Ablehnung 626 ff. 
- Ausschließung 626 ff. 

Schuld- und Haftungsgemeinschaft 
653 ff. 

Selbstkontrahierungsverbot 606ff. 
Sicherungsgeschäfte 
- zugunsten des Unternehmergesell-

schafters 168 f. 
Sicherungshypothek 653 ff. 
Solidarleistungen 581 f. 
Sondervorteile 211 ff. 
Sozialplandotierung 564 ff. 
Sozialversicherung 317ff. 
Sphärenvermischung 441 ff.; 466f. 
Staatliche Kontrolle 579 ff. 
Staatsangehörigkeit von Gesellschaf-

tern 569ff. 
Staatszugehörigkeit von Gesellschaften 

569 ff. 
Stimmbindungsvereinbarungen 69 f. 
Stimmrechtsprivileg 350ff. 
Stimmverbot 596ff. 
Streitwertherabsetzung 563 f. 
Strukturtheorie 571 f. 

Theorie der Mitgliedschaft 3 f. 
Trennungsprinzip 7ff.; 489ff.; 558f.; 

590; 593 f. 
Treuepflicht des Unternehmergesell-

schafters 197 ff. 
Treuhandvereinbarungen 70 f. 
Typus 
- Charakteristika 24 ff. 
- Funktionen 28 f. 
- Objektbereich 27f. 

- Typenreihe 27f. 
- und Begriff 24 ff. 
- Vor-und Nachteile 29f. 

Unterkapitalisierung 438ff.; 445ff.; 
464 f. 

Unternehmensbegriff 98 ff. 
Unternehmensgegenstand 
- Bestimmung durch Unternehmerge-

sellschafter 84 f. 
Unternehmensgesellschafter 98 ff. 
- teleologischer Unternehmensbegriff 

99 ff. 
- anderweitige Interessenbindung 

102 ff. 
- kraft multiplen Beteiligungsbesitzes 

104 ff. 
Unternehmensinteresse 188 ff. 
Unternehmensträger 40 f. 
Unternehmergesellschafter 
- als Aktionär 112f. 
- als Alleingesellschafter 115 
- als Besteller einer Sicherungshypo-

thek 653 ff. 
- als bestimmungsmächtiger Gesell-

schafter 97f.; 116f. 
- als Drittwiderspruchskläger 659 ff. 
- als faktisches Organ 72 f.; 364 ff. 
- als Familiengesellschafter 71 f.; 118 
- als Gesellschafter einer Publikumsge-

sellschaft 118 f. 
- als GmbH-Gesellschafter 112 
- als Handelsrichter 292 f. 
- als Kommanditaktionär 114 
- als Kommanditist l lOf. 
- als Makler 616ff. 
- als Mitunternehmer 115f.; 140f. 
- als Nebenintervenient im Gesell-

schaftsprozeß 624 ff. 
- als Notgeschäftsführer 73 
- als Organmitglied 65 ff.; 94 f. 
- als Partei im Gesellschaftsprozeß 

630 ff. 
- als persönlich haftender Gesellschaf-

ter 110 
- als Repräsentant 416; 543ff.; 646ff. 
- als Richter im Gesellschaftsprozeß 

626 ff. 
- als stiller Gesellschafter l lOf. 
- als Störer 444 f. 
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- als Urheber einer arglistigen Täu-
schung 648 ff. 

- als Verursacher des Versicherungsfalls 
650ff. 

- als Zeuge im Gesellschaftsprozeß 
630ff. 

- Angewiesenheit auf die Ertragskraft 
des Gesellschaftsunternehmens 57f.; 
155 ff. 

- Begriff 
- Begriffselemente 30; 33f.; 48ff. 
- Bezeichnungen 21 ff. 
- Gesamtbetrachtung der Typus-

merkmale 89ff. 
- natürliche Person 49 
- Privatgesellschafter 98 ff. 
- Typus 24 ff. 
- Typuselemente 51 ff. 
- und Anlagegesellschafter 33; 92 f. 
- und Mitunternehmerbegriff 47 f. 
- und wirtschaftswissenschaftlicher 

Unternehmerbegriff 34 ff. 
- und Unternehmensträgerbegriff 

40 f. 
- Unte rnehmer funk t ionen 3 5 ff. 
- Unternehmerini t iat ive 5 8 ff. 
- unternehmerische Beteiligung 51 ff. 
- Unternehmerpersönl ichkei t 37f. 
- Unternehmerr is iko 51 ff. 
- Volltypus 89ff. 

- Besi tzzurechnung 546 ff. 
- Beteiligung an der Gesellschaft 124 ff. 

- Anteilseigentum 145 ff.; 232 ff. 
- Anteilsschaden 132 ff.; 671 
- Beteiligungspublizität 243 ff. 
- gesellschaftsrechtliche Beteiligung 

49 ff. 
- Gewinnbetei l igung 55 f. 
- Kapitalanteil 51 ff.; 59f.; 94f. 
- Über t ragung des Gesellschaftsan-

teils 218 f. 
- Eigenschaften 

- Angehörigeneigenschaft 527ff. 
- Arbeitgebereigenschaft 316f.; 

323 ff. 
- Arbei tnehmerähnlichkeit 310ff. 
- Arbeitnehmereigenschaft 304ff. 
- Besitzdiener 549f. 
- Besitzmittler 551 f. 
- Geschäftserfahrung 275 ff. 

- Gewerbetreibendeneigenschaft 
330ff. 

- Kaufmannsähnlichkei t 284ff. 
- Kaufmannseigenschaft 278 ff. 
- Parteieigenschaft im Gesellschafts-

p rozeß 328 f. 
- Prorogationsfähigkeit 294 f. 
- Sachkunde 360 f. 
- Schwerbehinderteneigenschaft 

522 ff. 
- Selbständigeneigenschaft 327f. 
- sozialversicherungsrechtlicher Sta-

tus 317ff. 
- Statuszurechnung 271 ff. 
- Unternehmenseigenschaft 3 03 f. 
- Unternehmereigenschaf t 296ff.; 

325 ff. 
- Unzuverlässigkeit 517ff. 
- Verbrauchereigenschaft 296ff. 
- Vertrauensunwürdigkeit 521 f. 
- Vertrauenswürdigkeit 277 

- Einfluß 
- Aufsichtsrat 74 ff. 
- Einflußfelder 81 ff. 
- E inf lußformen 73 ff. 
- faktischer Einfluß 71 ff. 
- gesellschaftsschädliche Einfluß-

nahme 384ff. 
- Mi twirkung im Gesellschaftsunter-

nehmen 86 f. 
- Erscheinungsformen 21 ff.; 33; 89 ff.; 

109 ff. 
- best immungsmächtiger Gesell-

schafter 97f. 
- unternehmerisch beteiligter Gesell-

schafter 97f. 
- unternehmerisch tätiger Gesell-

schafter 97f. 
- Erwerbsunfähigkei tsschaden 131 
- Gemeinschaft mit der Gesellschaft 

- Erfüllungsgemeinschaft mit der Ge-
sellschaft 663 ff. 

- Gemeinschaft von Privat- und Ge-
sellschaftssphäre 193 ff. 

- Geschädigtengemeinschaft mit der 
Gesellschaft 670 f. 

- Handlungsgemeinschaft mit der 
Gesellschaft 179f. 

- Identifikation mit der Gesellschaft 
593 ff. 
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- Interessengemeinschaft 180 ff.; 
190 ff. 

- Schuld- und Haftungsgemeinschaf t 
mit der Gesellschaft 653 

- Verhaltensgemeinschaft mit der Ge-
sellschaft 646 ff. 

- Vermögensgemeinschaft mit der 
Gesellschaft 123 ff. 

- Willensgemeinschaft mit der Ge-
sellschaft 179 f. 

- Wirtschaftsgemeinschaft mit der 
Gesellschaft 668 ff. 

- Gesinnung 525 f. 
- Gleichbehandlungsgrundsatz 263 ff. 
- Ha f tung 337f.; siehe auch H a f t u n g 

- culpa in cont rahendo 407ff. 
- deliktische H a f t u n g 384ff.; 390ff.; 

427ff. 
- Eingriff in den Gewerbebetr ieb 

387f. 
- faktische Organstel lung 364 ff. 
- Garantievertrag 400 f. 
- gesellschaftsschädliche Einf luß-

nahme 3 84 ff. 
- Ha f tung gegenüber der Gesellschaft 

362 ff. 
- H a f t u n g gegenüber den Mitgesell-

schaftern 390ff. 
- H a f t u n g gegenüber Dr i t ten 396ff. 
- Haftungsdurchgrif f 459 ff. 
- Insolvenzverschleppung 433 ff. 
- Mi thaf tung bei Steuerschulden 

139f. 
- organschaftliche Haf tung 3 63 ff. 
- persönliche Haf tung 95 f. 
- Prospekthaf tung 416ff.; 444 
- Rechtsscheinhaftung 421 ff. 
- Repräsentantenstellung 416 
- Sachwalterstellung 411 ff. 
- Schuldbeitritt 398 ff. 
- Schuld- und Haftungsgemeinschaf t 

mit der Gesellschaft 653 
- Übernahme von Haftungsr is iken 

54 f. 
- Vertrauenshaftung 421 ff. 

- Herrschaftss icherung 212ff. 
- Identifikation mit der Gesellschaft 

593 ff. 
- Innenpublizi tät 252 ff. 
- Insolvenz 177f. 
- Interessen 87ff.; 181 f. 

- Organkredi te 612 ff. 
- Pflichten 

- Ausstat tungsverpfl ichtung 403 f. 
- Bürgschaft 397f. 
- Einf lußnahmeverpf l ichtung 404 f. 
- Einwirkungspfl icht 666 ff. 
- Finanzierungsverantwortung 220f. 
- Leitungs- und Kontrollpfl ichten 

216 
- Mitteilungspflichten 220 
- Nebenleistungspfl ichten 174 
- Nebenverpf l ichtungen 53 f. 
- Nichts törungsverpf l ichtung 406 f. 
- Patronatserklärung 401 ff. 
- Rücksichtnahmepfl ichten 217ff. 
- Treuepflicht 197ff.; 347; 373ff. 
- Vermögensbetreuungspfl ichten 

347ff. 
- Verschwiegenheitspflichten 209 f. 
- Wettbewerbsverbot 203 ff. 
- Zust immungspfl ichten 210f. 

- Privatsphäre 193 ff.; 240 
- Privatvermögen als Sicherungsmittel 

175 ff. 
- Rechnungslegungspublizität 246 ff. 
- Rechte 

- Abf indung 56 f. 
- allgemeine Handlungsfreihei t 

254 ff. 
- Altersversorgung 166; 313 ff., 

564 ff. 
- Berufsfreiheit 227ff. 
- Betriebsrente 313 ff. 
- Datenschutz 241 ff. 
- Entnahmerechte 160 ff. 
- Entz iehung der Geschäf tsführer-

stellung 157ff. 
- Gewinnbetei l igung 55 f. 
- Informat ions- und Kontrollrechte 

68 f. 
- N u t z u n g von Gesellschaftsvermö-

gensgegenständen 164 f. 
- Persönlichkeitsrecht 241 ff. 
- Pfändungsschutz 515 ff. 
- Sondervorteile 211 ff. 
- St immrechtsmacht 60 ff. 
- Stimmrechtsprivileg 350ff. 
- St immverbot 596 ff. 
- Unterhal t aus der Insolvenzmasse 

162 ff. 
- Vereinigungsfreiheit 222 ff. 
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- Verfügungsbefugnis 291 f. 
- Vergütung 155 ff. 
- Weisungsrechte 67 f. 
- Widerspruchsrechte 67 f. 
- Zust immungsrechte 67 f. 

- Rechtsberatung 634 ff. 
- Ruf 194 
- Selbstkontrahierungsverbot 606ff. 
- Sicherungsgeschäfte 168 f. 
- Sonderstellung 123 ff. 
- Sorgfaltsmaßstab 288 
- soziale Schutzbedürft igkeit 277f. 
- Sphärenvermischung 441 ff.; 466f. 
- Statuszurechnung 271 ff. 
- Verbot der Verfolgung von Sonder-

vorteilen 211 ff. 
- Verhaltenszurechnung 542 ff. 
- Wettbewerbsverbot 203 ff. 
- verwandte Begriffe 34ff. 
- Willensmängel 541 f. 
- Wissenszurechnung 538ff. 
- Zurechnungsdurchgriff 478 ff. 
- Zwecknachfolge 674 
Unternehmerisch beteiligter Gesell-

schafter 97f. 
Unternehmerisch tätiger Gesellschafter 

97f. 

Verbot der Ausnutzung von Geschäfts-
chancen 208 f. 

Verbot der Verfolgung von Sondervor-
teilen 211 ff. 

Verdeckte Gewinnausschüt tung 143 f. 
Verdeckte Einlagen 144 f. 
Verdeckte Vermögensverlagerungen 

151 ff. 
Vereinigungsfreiheit 222ff.; 510ff. 
Verflechtungsrechtsprechung 616 ff. 
Verfolgteneigenschaft 5 83 ff. 
Verfolgtengemeinschaft 670 
Verhaltensgemeinschaft 646 ff. 
Verhaltenszurechnung 542 ff. 
Vermögenseinheit 592 
Vermögenssonderung 124 ff. 
Vermögenszurechnung 560 ff. 
Versicherungsfall 650 ff. 
Vertrag mit Schutzwirkungen zugunsten 

Dri t ter 131 f.; 671 
Vertriebeneneigenschaft 583 ff. 
Vinkulierung 214f. 
Vollstreckungsgewahrsam 556f. 

Wettbewerbsverbot des Unte rnehmer -
gesellschafters 203 ff. 

Willensbildungseinheit 591 f.; 596ff. 
Willensgemeinschaft 
- absolute 637ff. 
Willensmängel 541 f. 
Wirtschaftliche Betrachtungsweise 

132 f.; 671 
Wirtschaf tsförderung 577 
Wirtschaftsgemeinschaft 668 ff. 
Wissenszurechnung 534 ff. 
WohnungsVermitt lung 623 f. 

Zeugenvernehmung 630ff. 
Zwecknachfolge 674 
Zurechnung 478 ff. 
- Angehörigeneigenschaft 52 7 ff. 
- Berufsfreiheit 510; 513 
- Besitz 546 ff. 
- Billigkeitsentscheidungen 568 
- Eigentumsfreiheit 513 
- ergänzende 558 ff. 
- Feindeigenschaft 582f. 
- Gesellschafterstellung 484ff. 
- Gesinnung 525 f. 
- Gleichstellungsprinzip 489ff. 
- Gruppenzugehör igkei t 568 ff. 
- Kapitalbeteiligung 488f. 
- Menschenwürde 501 ff. 
- notwendige 489ff. 
- Organstel lung 486ff.; 534ff. 
- Organtheor ie 486f.; 534ff. 
- persönliche H a f t u n g 488f. 
- Persönlichkeitsrecht 506ff.; 514f. 
- Pfändungsschutz 515 ff. 
- politische Betätigung 585 f. 
- Praktikabilität 483 f. 
- Schwerbehinderteneigenschaft 522 ff. 
- Staatsangehörigkeit 569ff. 
- strafrechtlicher Gewahrsam 557 
- Trennungsprinzip 489ff.; 558f. 
- und Auslegung 493 ff. 
- und Gesellschaftsform 485 f. 
- und N o r m z w e c k 481 f. 
- und Rechtsfolge 482 f. 
- und Rechtsfor tbi ldung 495ff.; 558ff. 
- Unzuverlässigkeit 517 ff. 
- Vereinigungsfreiheit 510ff.; 513 
- Verfolgteneigenschaft 583 f. 
- Verhalten 542 ff. 
- Vermögen 560 ff. 
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- Vertrauensunwürdigkeit 521 f. - Wissen 534ff. 
- Vertriebeneneigenschaft 583 f. - Zurechnungskonkurrenz 480 
- Vollstreckungsgewahrsam 556f. - Zurechnungsnormen 493 
- Willensmängel 541 f. 



Jus Privatum 

Beiträge zum Privatrecht - Alphabetische Übersicht 

Assmann, Dorothea: Die Vormerkung (§ 883 BGB). 1998. Band 29. 
Bayer, Walter: Der Vertrag zugunsten Dritter. 1995. Band 11. 
Beater, Axel: Nachahmen im Wettbewerb. 1995. Band 10. 
Beckmann, Roland Michael: Nichtigkeit und Personenschutz. 1998. Band 34. 
Berger, Christian: Rechtsgeschäftliche Verfügungsbeschränkungen. 1998. Band 25. 
Berger, Klaus: Der Aufrechnungsvertrag. 1996. Band 20. 
Bittner, Claudia: Europäisches und internationales Betriebsrentenrecht. 2000. Band 46. 
Bodewig, Theo: Der Rückruf fehlerhafter Produkte. 1999. Band 36. 
Braun, Johann: Grundfragen der Abänderungsklage. 1994. Band 4. 
Brors, Christiane: Die Abschaffung der Fürsorgepflicht. 2002. Band 67. 
Bruns, Alexander: Haftungsbeschränkung und Mindesthaftung. 2003. Band 74. 
Busche, Jan: Privatautonomie und Kontrahierungszwang. 1999. Band 40. 
Dauner-Lieb, Barbara: Unternehmen in Sondervermögen. 1998. Band 35. 
Dethloff, Nina: Europäisierung des Wettbewerbsrechts. 2001. Band 54. 
Dreier, Thomas: Kompensation und Prävention. 2002. Band 71. 
Drexl, Josef: Die wirtschaftliche Selbstbestimmung des Verbrauchers. 1998. Band 31. 
Eberl-Borges, Christina: Die Erbauseinandersetzung. 2000. Band 45. 
Einsele, Dorothee: Wertpapierrecht als Schuldrecht. 1995. Band 8. 
Ekkenga, Jens: Anlegerschutz, Rechnungslegung und Kapitalmarkt. 1998. Band 30. 
Ellger, Reinhard: Bereicherung durch Eingriff. 2002. Band 63. 
Escher-Weingart, Christina: Reform durch Deregulierung im Kapitalgesellschaftsrecht. 2001. 

Band 49. 
Giesen, Richard: Tarifvertragliche Rechtsgestaltung für den Betrieb. 2002. Band 64. 
Gotting, Horst-Peter: Persönlichkeitsrechte als Vermögensrechte. 1995. Band 7. 
Habersack, Mathias: Die Mitgliedschaft - subjektives und 'sonstiges' Recht. 1996. Band 17. 
Heermann, Peter W: Drittfinanzierte Erwerbsgeschäfte. 1998. Band 24. 
Heinrich, Christian: Formale Freiheit und materielle Gerechtigkeit. 2000. Band 47. 
Henssler, Martin: Risiko als Vertragsgegenstand. 1994. Band 6. 
Hergenröder, Curt Wolfgang: Zivilprozessuale Grundlagen richterlicher Rechtsfortbildung. 

1995. Band 12. 
Hess, Burkhard: Intertemporales Privatrecht. 1998. Band 26. 
Hofer, Sibylle: Freiheit ohne Grenzen. 2001. Band 53. 
Huber, Peter: Irrtumsanfechtung und Sachmängelhaftung. 2001. Band 58. 
Jänich, Volker: Geistiges Eigentum - eine Komplementärerscheinung zum Sacheigentum? 2002. 

Band 66. 
Jung, Peter: Der Unternehmergesellschafter als personaler Kern der rechtsfähigen Gesellschaft. 

2002. Band 75. 
Junker, Abbo: Internationales Arbeitsrecht im Konzern. 1992. Band 2. 
Kaiser, Dagmar: Die Rückabwicklung gegenseitiger Verträge wegen Nicht- und Schlechter-

füllung nach BGB. 2000. Band 43. 
Katzenmeier, Christian: Arzthaftung. 2002. Band 62. 
Kindler, Peter: Gesetzliche Zinsansprüche im Zivil- und Handelsrecht. 1996. Band 16. 
Kleindiek, Detlef: Deliktshaftung und juristische Person. 1997. Band 22. 
Krause, Rüdiger: Mitarbeit in Unternehmen. 2002. Band 70. 
Luttermann, Claus: Unternehmen, Kapital und Genußrechte. 1998. Band 32. 



Jus Privatum - Beiträge zum Privatrecht 

Looschelders, Dirk: Die Mitverantwortlichkeit des Geschädigten im Privatrecht. 1999. Band 38. 
Lipp, Volker: Freiheit und Fürsorge: Der Mensch als Rechtsperson. 2000. Band 42. 
Merkt, Hanno: Unternehmenspublizität. 2001. Band 51. 
Möllers, Thomas M.J.: Rechtsgüterschutz im Umwelt- und Haftungsrecht. 1996. Band 18. 
Muscheler, Karlheinz: Die Haftungsordnung der Testamentsvollstreckung. 1994. Band 5. 
- Universalsukzession und Vonselbsterwerb. 2002. Band 68. 
Oechsler, Jürgen: Gerechtigkeit im modernen Austauschvertrag. 1997. Band 21. 
Oetker, Hartmut: Das Dauerschuldverhältnis und seine Beendigung. 1994. Band 9. 
Ohly, Ansgar: „Volenti non fit iniuria" Die Einwilligung im Privatrecht. 2002. Band 73. 
Oppermann, Bernd H.: Unterlassungsanspruch und materielle Gerechtigkeit im Wettbewerbs-

prozeß. 1993. Band 3. 
Peifer, Karl-Nikolaus: Individualität im Zivilrecht. 2001. Band 52. 
Peters, Frank: Der Entzug des Eigentums an beweglichen Sachen durch gutgläubigen Erwerb. 

1991. Band 1. 
Raab, Thomas: Austauschverträge mit Drittbeteiligung. 1999. Band 41. 
Reiff, Peter: Die Haftungsverfassungen nichtrechtsfähiger unternehmenstragender Verbände. 

1996. Band 19. 
Repgen, Tilman: Die soziale Aufgabe des Privatrechts. 2001. Band 60. 
Rohe, Mathias: Netzverträge. 1998. Band 23. 
Sachsen Gessaphe, Karl August Prinz von: Der Betreuer als gesetzlicher Vertreter für einge-

schränkt Selbstbestimmungsfähige. 1999. Band 39. 
Saenger, Ingo: Einstweiliger Rechtsschutz und materiellrechtliche Selbsterfüllung. 1998. Band 27. 
Sandmann, Bernd: Die Haftung von Arbeitnehmern, Geschäftsführern und leitenden Angestell-

ten. 2001. Band 50. 
Schäfer, Carsten: Die Lehre vom fehlerhaften Verband. 2002. Band 69. 
Schur, Wolfgang: Leistung und Sorgfalt. 2001. Band 61. 
Schwarze, Roland: Vorvertragliche Verständigungspflichten. 2001. Band 57. 
Sieker, Susanne: Umgehungsgeschäfte. 2001. Band 56. 
Stadler, Astrid: Gestaltungsfreiheit und Verkehrsschutz durch Abstraktion. 1996. Band 15. 
Stoffels, Markus: Gesetzlich nicht geregelte Schuldverhältnisse. 2001. Band 59. 
Taeger, Jürgen: Außervertragliche Haftung für fehlerhafte Computerprogramme. 1995. Band 13. 
Trunk, Alexander: Internationales Insolvenzrecht. 1998. Band 28. 
Wagner, Gerhard: Prozeßverträge. 1998. Band 33. 
Waltermann, Raimund: Rechtsetzung durch Betriebsvereinbarung zwischen Privatautonomie 

und Tarifautonomie. 1996. Band 14. 
Weber, Christoph: Privatautonomie und Außeneinfluß im Gesellschaftsrecht. 2000. Band 44. 
Wendehorst, Christiane: Anspruch und Ausgleich. 1999. Band 37. 
Wiehe, Andreas: Die elektronische Willenserklärung. 2002. Band 72. 
Würthwein, Susanne: Schadensersatz für Verlust der Nutzungsmöglichkeit einer Sache oder für 

entgangene Gebrauchsvorteile? 2001. Band 48. 

Einen Gesamtkatalog erhalten Sie gerne vom Verlag 
Mohr Siebeck, Postfach 2040, D-72010 Tübingen. 

Aktuelle Informationen im Internet unter http://www.mohr.de 


	Cover
	Titel 
	Vorwort
	Inhaltsübersicht
	Einleitung
	§ 1 Gegenstand und Ziel der Untersuchung
	§ 2 Einführung in die Problematik der Untersuchung
	A. Der Durchgriff als Folge der widersprüchlichen Natur rechtsfähiger Gesellschaften
	I. Die Verselbständigung der rechtsfähigen Gesellschaft gegenüber ihren Gesellschaftern
	1. Die tatsächliche Verselbständigung
	2. Die rechtliche Verselbständigung
	a) Die Rechtsfähigkeit als Grundlage des Trennungs- und Gleichstellungsprinzips
	b) Rechtfertigung des Trennungs- und Gleichstellungsprinzips





	Sachverzeichnis



